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Die Bevölkerung sah sich in den letz-
ten Tagen mit zwei Botschaften kon-
frontiert.

Der unter Leitung von Kanzlerin Mer-
kel am 22. 4. einberufene „Krisengipfel“
verkündet, dass „die Regierung sehenden
Auges“ weitere Hunderttausende in die
Arbeitslosigkeit wirft, da das BIP um
geschätzte 6% einbrechen und die
Arbeitslosigkeit bis auf 5 Millionen
anschwellen wird. Dass die Regierung die
Warnung des DGB-Vorsitzenden Som-
mer vor „sozialen Unruhen“ in den Wind
schlägt und die Forderung der Gewerk-
schaft nach Sofortmaßnahmen zum
Schutz der arbeitenden Menschen vor der
Krise zurückweist.

Am 19. 4. verkündete die SPD-
Führung ihr „Wahl-/Regierungspro-
gramm“, das „in wichtigsten Punkten die
Handschrift der Pragmatiker Steinmeier,
Steinbrück und Müntefering trägt“ ( FAZ
vom 20. April).

In seiner Rede zur Vorstellung dieses
Programms kommt Steinmeier nicht
umhin zu registrieren: „In unserem Land
gärt es. Da haben sich sehr viel Wut und
Empörung angestaut.“

Doch die drei Hauptverantwortlichen
für die SPD, die durch ihre Politik in der
Regierung diese Wut entscheidend provo-
ziert haben, und die einfach weiter im
Sinne der Erklärung des Krisengipfels
handeln, verweigern jetzt mit ihrem
„Wahlprogramm“ jede Antwort darauf
und versuchen die Bevölkerung mit
„hasenfüßigen“ Versprechungen für die
Zeit „nach der Krise“, „nach den Wahlen“
abzuspeisen.

Die Presse mockiert sich: „Das Pro-
gramm, mit dem Steinmeier die Kanzler-
schaft erobern will, erscheint als rheto-
risch linksausgreifend, unglaubwürdig
und hasenfüßig.“ (FAZ, vom 21. 4. 2009.)

Ja, in der Bevölkerung gibt es sehr viel
Wut und die Suche nach einem Ausweg,
– der von den Steinmeier, Steinbrück und
Müntefering versperrt wird. Wut über das

SPD-Führungstrio, die mitverantwortlich
dafür sind für die Regierungspolitik, die
Hunderte Milliarden an die Banken, Spe-
kulanten, d.h. an die Verantwortlichen für
die Krise schleust. Milliarden, die drin-
gend gebraucht, aber verweigert werden
für Sofortmaßnahmen zum Schutz der
Bevölkerung und der Arbeitsplätze, zum
Schutz der Menschen vor Verarmung und
zur Rettung der sozialen und öffentlichen
Infrastruktur.

Die Versprechungen des SPD-
Führungstrios für die Zeit nach der Krise
müssen in den Ohren der Bevölkerung
wie Hohn klingen.

Die Gleichen, die jetzt versprechen,
Lohndumping durch Mindestlöhne auf-
fangen zu wollen, haben in Kontinuität
der Agenda-Politik durch Lohndumping
und Tarifflucht acht Millionen Arbeitneh-
merInnen zu Armuts- und Niedriglöhnen
verdammt. Und heute in der Krise verbin-
den sie mit ihrem 100-Milliardenpaket für
die Großunternehmer die Auflage zur
Demontage der Tarifverträge, Arbeits-
platzabbau und Lohnkürzungen.

Mit der „Reichensteuer“ versprechen
sie eine kärgliche Steuererhöhung für die-
jenigen, denen sie in den ganzen letzten
Jahren milliardenschwere Steuerent-
lastungen serviert haben. Sie müssen die
Wiedereinführung der Vermögenssteuer
selbst als Wahlversprechen ablehnen, weil
das Steinmeier als ausgewiesenen Kämp-
fer gegen die Vermögenssteuer offen-
sichtlich als zu unglaubwürdig entlarven
würde. Aus dem gleichen Grund wird
selbst als Wahlversprechen abgelehnt: die
Erhöhung der Leistungen für Hartz-IV-
Empfänger, gefordert von der SPD-Lin-
ken; die Verlängerung des Arbeitslosen-
geldes I; die Entschärfung der Zumutbar-
keitskriterien für Langzeitarbeitslose.

Sie wagen es zu versprechen, dass „die
Starken größere Lasten tragen“ sollen?

Sie, die Hunderte Milliarden den
Finanzkapitalisten, Spekulanten, und
großen Kapital- und Unternehmens-

eigentümern in den verschiedenen Ret-
tungspaketen zugeschustert haben?

Sie, die alles für eine weitere Sofort-
maßnahme „gegen die Krise“ tun: mit
weiteren Hunderten Milliarden der steuer-
zahlenden Bevölkerung die Spekulanten
von ihren faulen Wertpapieren zu befreien
und für Verluste zu „entschädigen“.

Die Steinmeier, Steinbrück und Münte-
fering kommen dann doch mit großen
Versprechungen für bessere Kindergärten
und Schulen, ein Recht auf Bildung und
Ausbildung, mehr Gesundheit für alle. Für
ihr wirkliches Handeln nach der Wahl
wollen sie allerdings schon vorsorglich
grundsätzliche Bedingungen diktieren:
Die „Schuldenbremse“, d.h. die Fest-
schreibung einer Null-Neuverschuldung
in der Verfassung, soll als Hebel dienen,
um die Bevölkerung mit weiteren radika-
len Einschnitten in die noch existierenden
sozialstaatlichen Errungenschaften für die
Milliarden-Verschuldung für die Speku-
lanten zahlen zu lassen.

Gegen die tödliche Entlassungswelle,
unter der die sozialen Grundlagen der
Gesellschaft zusammenzubrechen drohen,
brauchen wir sofort die Maßnahme des
„Verbots von Entlassungen, Kündigungen
und Arbeitsplatzvernichtung in der priva-
ten Wirtschaft wie im Öffentlichen Dienst
– angefangen bei allen Unternehmen, die
staatliche Hilfe erhalten“,

wie es von GewerkschafterInnen und
SozialdemokratInnen gefordert wird.

Notwendig sind Sofortmaßnahmen zur
Finanzierung der Krankenhäuser, Schulen
und Universitäten und der Einstellung des
fehlenden Personals.

„Damit die SPD diese notwendigen
Sofortmaßnahmen zum wirklichen Schutz
der Bevölkerung und der Arbeitsplätze
vor der Krise zu ihrer Aufgabe machen
kann, muss sie sich von den Steinbrück,
Steinmeier, Müntefering befreien, die sich
in die Entscheidungsspitzen der Partei

„Hohn in den Ohren der Bevölkerung“
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Selbst wenn die symbolische Entlas-
sung des GM-Vorstandschefs einige
zufrieden stellen und täuschen kann, wel-
che Wirkung hat denn diese Entlassung?
Der Vorstandschef wird trotzdem als Mul-
timillionär gehen. Bei ihm wird nie Man-
gel herrschen. Von der Wohnung bis zur
Lebensmittelversorgung, von der sozialen
Absicherung bis zu einer „sicheren Rente
usw. … geht es ihm bestens.

Wenn jedoch die Arbeiter der Automo-
bilindustrie entlassen werden, kommt es
zur Katastrophe. Ihre Familien werden ins
Chaos gestürzt. Ihre kleinen Ersparnisse

gehen für Ratenkredite drauf. Die soziale
Sicherheit für die gesamte Familie geht
flöten. Zum Schluss, wenn die Ersparnis-
se weg sind und kein Geld mehr da ist für
die Ratenkredite, wird das Haus gepfän-
det. Und noch etwas anderes geschieht.
Der menschliche Geist leidet. Nachdem
man jahrelang getan hat, was sein Land
von einem verlangte, wird der Geist
geschädigt, wenn man plötzlich auf die
Straße geworfen wird. Und zu oft entsteht
das Gefühl der Verzweiflung aus anderen
sozialen Krisen.

Ich gehöre nicht zu denen, die nach
Rache schreien, aber ich bin auch nicht
das Beispiel des Vogel Strauß, der den
Kopf in den Sand steckt.

Also, was sollen wir tun?
Ein Symbol ist ja ganz gut, solange es

mit einer Perspektive verbunden ist. Die
Perspektive wird nicht von einem Präsi-
denten [Obama] kommen, dem die Kon-
gressmitglieder keine freie Hand lassen.
Zu viele von ihnen haben ihre Seele schon
an die Großkonzerne verkauft.

Die Perspektive sind wir selbst. Unsere
Fähigkeit, gemeinsam Aktionen zu
beschließen, um wirtschaftliche und
soziale Gerechtigkeit durchzusetzen, das
ist die Perspektive.

Wir müssen uns mobilisieren, um die

Gerechtigkeit durchzusetzen. Millionen
Menschen müssen bereit sein, die Maschi-
nen zu stoppen und auf den Straßen zu
demonstrieren.

Das ist es, was wir brauchen, um unser
Land zurück zu gewinnen.

Wir dürfen nicht aufgeben.
Austin (Veröffentlicht im Bulletin

»Unity and Independance« – Forum für
die Einheit und Unabhängigkeit der
Gewerkschaften, Beilage zu »The Organi-
zer«, die herausgegeben wird von enga-
gierten Kräften in den USA, die mit der
Internationalen Arbeitnehmerverbindung
(IAV) verbunden sind.)

Die Plattform von Notmaßnahmen umfasst
10 Punkte, die alle von der gleichen Fest-
stellung ausgehen:
Die Rettung der Banken – das Ziel des
Obama-Plans – steht im Gegensatz zur Ret-
tung der ArbeitnehmerInnen. Jeder Dollar,
der in der Spekulation verschwindet, ist ein
Dollar weniger für die Schaffung von
Arbeitsplätzen, den Erhalt der öffentlichen
Dienste und für Wohnungen. Zu den Maß-
nahmen, die die WERC-Kampagne fordert,
gehört das sofortige Entlassungsverbot,
das Moratorium für alle Wohnungspfän-
dungen, und die Schaffung eines unterneh-
merfinanzierten Systems der Krankenver-
sicherung und der Renten.
In der nächsten Ausgabe der »Internatio-
nalen Informationen«, Nr. 21, am 7. 5. 09,
veröffentlichen wir einen längeren Bei-
trag aus den USA zu dieser Kampagne.

USA: Die Entlassung des Konzernchefs von General Motors – nur ein Symbol?
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geputscht haben, um die SPD weiterhin
der verheerenden Politik der Großen
Koalition und der EU zu unterwerfen“,
erklären die Delegierten aus acht Bun-
desländern auf ihrer Konferenz am
18./19. April in Berlin. „Wir Arbeitneh-
merInnen, GewerkschafterInnen und
SozialdemokratInnen können es nicht
akzeptieren, dass das SPD-Führungs-
trio die SPD in ein noch schlimmeres
Wahldesaster treiben wird.“

Und gestützt auf die Forderung des
SPD-Arbeitsministers Olaf Scholz
nach staatlicher Verantwortung für die
Rettung von Opel: „SPD-Verantwortli-
che und eine SPD, die sich heute auf die
staatliche Arbeitsplatzgarantie und ein
Verbot von Entlassungen, auf solche
Maßnahmen zum Schutz der Arbeit-
nehmerInnen und Arbeitsplätze gegen
die Krise verpflichten, können sich auf
die Mobilisierung der ArbeitnehmerIn-
nen stützen und Merkel aus der Regie-
rungsgewalt entfernen.“

CARLA BOULBOULLÉ

…Hohn in den Ohren (Forts. v. S. 1)
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